
  1 von 4 

www.ris.bka.gv.at 

BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2020 Ausgegeben am 21. Juli 2020 Teil II 

329. Verordnung: EpG 1950-Berechnungs-Verordnung 

329. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz über nähere Vorgaben zur Berechnung der Höhe der Vergütung des 
Verdienstentgangs für selbständig erwerbstätige Personen und Unternehmungen nach 
Epidemiegesetz 1950 (EpG 1950-Berechnungs-Verordnung) 

Auf Grund des § 32 Abs. 6 des Epidemiegesetzes 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert durch 
das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 62/2020, wird verordnet: 

Allgemeines 

§ 1. Diese Verordnung regelt die Berechnung des Verdienstentgangs auf Grundlage des 
vergleichbaren fortgeschriebenen wirtschaftlichen Einkommens selbständig erwerbstätiger Personen und 
Unternehmen nach § 32 Abs. 4 des Epidemiegesetzes 1950, BGBl. Nr. 186/1950, in der jeweils geltenden 
Fassung. 

Begriffsbestimmungen 

§ 2. Für die Zwecke dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbestimmungen: 
 1. Einkommen: das nach Anlage A bestimmte wirtschaftliche Einkommen aus dem durch eine 

Erwerbsbehinderung betroffenen Unternehmen oder – wenn nur ein Teil des Unternehmens von 
der Erwerbsbehinderung betroffen ist – Unternehmensteil; 

 2. Erwerbsbehinderung: jede Behinderung des Erwerbs durch eine behördliche Maßnahme gemäß 
§ 32 Abs. 1 des Epidemiegesetzes 1950; 

 3. Ist-Einkommen: das Einkommen während jener Kalendermonate, in denen die 
Erwerbsbehinderung zur Gänze oder zum Teil angedauert hat; 

 4. Zieleinkommen: das mit dem Fortschreibungsquotienten multiplizierte Einkommen während der 
Vorjahresperiode; 

 5. Vorjahresperiode: jene Kalendermonate des vorangegangenen Kalenderjahres, die den 
Kalendermonaten entsprechen, in denen die Erwerbsbehinderung zur Gänze oder zum Teil 
angedauert hat; 

 6. Fortschreibungsquotient: der nach § 4 Abs. 1, 3 oder 4 bestimmte Faktor; 
 7. Referenzzeitraum: der nach § 4 Abs. 2 bestimmte Zeitraum; 
 8. Ersatzzieleinkommen: das Einkommen während jenes Kalendermonats, der dem Kalendermonat, 

in dem die Erwerbsbehinderung begonnen hat, unmittelbar vorangegangenen ist. 

Berechnung 

§ 3. (1) Der Verdienstentgang entspricht dem Betrag, um den das Zieleinkommen das Ist-
Einkommen übersteigt. 

(2) Bei der Berechnung des Ist-Einkommens kann der Antragsteller die im Zusammenhang mit der 
Antragstellung angefallenen Steuerberater-, Wirtschaftsprüfer- oder Bilanzbuchhalterkosten bis zum 
Höchstbetrag von 1000 Euro in Abzug bringen. Dies gilt nicht, wenn ohne diesen Abzug kein positiver 
Verdienstentgang vorliegt. 

(3) Kann der Verdienstentgang nach Abs. 1 mangels Einkommens während der Vorjahresperiode 
nicht ermittelt werden, so entspricht der Verdienstentgang dem Betrag, um den das Ersatzzieleinkommen 
das Ist-Einkommen übersteigt. 

(4) Kann der Verdienstentgang nach Abs. 3 mangels ermittelbaren Ersatzzieleinkommens nicht 
bestimmt werden, so entspricht der Verdienstentgang dem Betrag, um den das durch geeignete 
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Unterlagen glaubhaft gemachte voraussichtliche wirtschaftliche Einkommen während jener vollen 
Kalendermonate, in denen die Erwerbsbehinderung zur Gänze oder zum Teil angedauert hat, das Ist-
Einkommen während dieser Kalendermonate übersteigt. 

(5) Bei der Berechnung des Verdienstentgangs anhand der vorstehenden Absätze sind Unterschiede, 
die sich aus einer abweichenden Tageszahl verglichener Kalendermonate ergeben, herauszurechnen. 

§ 4. (1) Der Fortschreibungsquotient dient der angemessenen Berücksichtigung der Entwicklung des 
wirtschaftlichen Ergebnisses im Vergleich zur Vorjahresperiode. Hierbei handelt es sich um das 
Verhältnis des Einkommens im Referenzzeitraum zum Einkommen des Referenzzeitraumes im 
vorangegangenen Kalenderjahr. Bei der Ermittlung des Fortschreibungsquotienten sind Unterschiede, die 
sich aus einer abweichenden Tageszahl verglichener Kalendermonate ergeben, herauszurechnen. 

(2) Der Referenzzeitraum umfasst 
 1. bei einer Erwerbsbehinderung von bis zu 30 Kalendertagen die zwei letzten vollen, der 

Erwerbsbehinderung vorangegangenen Kalendermonate; 
 2. bei einer Erwerbsbehinderung von 31 bis zu 60 Kalendertagen die vier letzten vollen, der 

Erwerbsbehinderung vorangegangenen Kalendermonate; 
 3. bei einer darüberhinausgehenden Erwerbsbehinderung einen angemessenen, nach vollen 

Kalendermonaten bestimmten Zeitraum, der jedoch nicht weniger als die vier letzten vollen, der 
Erwerbsbehinderung vorangegangenen Kalendermonate umfassen darf. 

(3) Abweichend von Abs. 1 und 2 ist der Fortschreibungsquotient angemessen festzusetzen, wenn 
dieser nach Abs. 1 nicht ermittelt werden kann oder der Antragsteller glaubhaft macht, dass die 
Ermittlung anhand Abs. 1 aufgrund außergewöhnlicher, den Antragsteller individuell betreffender 
Umstände nicht zu einer angemessenen Berechnung des fortgeschriebenen wirtschaftlichen Einkommens 
führen würde. Das ist insbesondere dann der Fall, wenn wesentliche Investitionen in das durch die 
Erwerbsbehinderung betroffene Unternehmen oder in den von der Erwerbsbehinderung betroffenenen 
Unternehmensteil getätigt oder das betroffene Unternehmen oder der betroffene Unternehmensteil 
wesentlich erweitert oder verändert wurde und dieser Umstand im Referenzzeitraum plangemäß noch 
nicht vollständig wirksam wurde. 

(4) Abweichend von Abs. 1 bis 3 kann der Fortschreibungsquotient bei einem errechneten 
Zieleinkommen von höchstens 10 000 Euro auf Antrag anhand der durchschnittlichen Veränderung des 
von der Bundesanstalt Statistik Österreich für die Dauer der Erwerbsbehinderung verlautbarten 
Verbraucherpreisindex gegenüber der verlautbarten Indexzahl für die Vorjahresperiode festgesetzt 
werden. 

§ 5. Bei der Bestimmung des Ist-Einkommens sind sämtliche Zuwendungen einzubeziehen, die 
 1. sich aus einer anderweitigen während der Zeit der Erwerbsbehinderung aufgenommenen 

Erwerbstätigkeit ergeben haben oder 
 2. aus Anlass der Erwerbsbehinderung oder des zugrundeliegenden Sachverhalts für den Zeitraum 

der Erwerbsbehinderung oder einen Teil davon beantragt oder gewährt wurden. Wurden solche 
Zuwendungen für einen längeren Zeitraum als jenen der Erwerbsbehinderung beantragt oder 
gewährt, sind diese anteilig einzubeziehen. 

§ 6. (1) Der Antrag auf Vergütung des Verdienstentgangs für selbständig erwerbstätige Personen und 
Unternehmen hat alle im amtlichen Formular vorgesehenen für die Berechnung des Verdienstentgangs 
maßgeblichen Daten zu enthalten. 

(2) Die Richtigkeit der Berechnung nach den §§ 3 und 4 ist durch einen Steuerberater, 
Wirtschaftsprüfer oder Bilanzbuchhalter zu bestätigen. Bilanzbuchhalter dürfen eine solche Bestätigung 
nur für Unternehmen erteilen, deren Bilanzen sie gemäß § 2 Abs. 1 Z 2 des 
Bilanzbuchhaltungsgesetzes 2014 (BiBuG 2014), BGBl. I Nr. 191/2013, in der jeweils geltenden 
Fassung, erstellen dürfen. Bei der Vorlage von Prognosedaten ist die Plausibilität und 
Nachvollziehbarkeit der Planung zu bestätigen. 

(3) Sofern der Antragsteller im Zeitpunkt der Antragstellung Zuwendungen nach § 5 Z 2 beantragt 
hat, die noch nicht gewährt wurden, sind diese einzeln der Höhe nach im Antrag darzulegen. Sollte der 
Antragsteller bis zum Zeitpunkt der Erledigung seines Antrags weitere Zuwendungen nach § 5 Z 2 
beantragt haben oder ihm solche gewährt werden, so sind diese unverzüglich der Behörde zu melden. 
Werden nach rechtskräftiger Erledigung des Antrags angerechnete Zuwendungen nach § 5 Z 2 nicht oder 
nicht zur Gänze gewährt, dann kann der Antragsteller binnen drei Jahren die Wiederaufnahme des 
Verfahrens erwirken. 
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(4) Ist der nach § 4 Abs. 1 und 2 ermittelte Fortschreibungsquotient höher als 110 von Hundert, dann 
ist die Erhöhung des Einkommens im Referenzzeitraum gegenüber dem entsprechenden Zeitraum des 
vorangegangenen Jahres mittels geeigneter zusätzlicher Unterlagen zu plausibilisieren. Abs. 2 gilt 
sinngemäß. 

Inkrafttreten 

§ 7. Diese Verordnung tritt mit dem ihrer Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 

Anschober 
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Anlage A 
Das wirtschaftliche Einkommen ist das Ergebnis vor Zinsen, Steuern und Abschreibungen (EBITDA). 

Hierbei handelt es sich um das Ergebnis der operativen Tätigkeit einer selbständig erwerbstätigen Person 
oder Unternehmung. Abschreibungen auf Sachanlagen und immaterielles Vermögen, das Finanzergebnis 
sowie Erträge und Aufwendungen aus Ertragsteuern sind nicht Bestandteil dieser Ergebnisgröße. 

Berechnungslogik des EBITDA für Rechnungslegungspflichtige im Sinne des 
Unternehmensgesetzbuchs (UGB) 

Für der Rechnungslegungspflicht gemäß § 189 des Untenehmensgesetzbuches (UGB), dRGBl. 
S. 219/1897, zuletzt geändert durch Bundesgesetz BGBl. I Nr. 63/2019, unterliegende Antragsteller, die 
zugleich auch die ergänzenden für Kapitalgesellschaften anzuwendenden Vorschriften nach den §§ 221 
bis 243d UGB zu beachten haben, setzt sich das EBITDA aus ausgewählten Bestandteilen der nach § 231 
UGB aufzustellenden Gewinn- und Verlustrechnung zusammen. 

Wird die Gewinn- und Verlustrechnung gemäß § 231 Abs. 2 UGB aufgestellt, ist folgende 
Berechnungslogik einzuhalten: 

§ 231 Abs. 2 Z 9 (Zwischensumme aus Z 1 bis 8) 

+ § 231 Abs. 2 Z 7 (Abschreibungen) 

= EBITDA 

Wird die Gewinn- und Verlustrechnung gemäß § 231 Abs. 3 UGB aufgestellt, ist folgende 
Berechnungslogik einzuhalten: 

§ 231 Abs. 3 Z 8 (Zwischensumme aus Z 1 bis Z 7) 

+ für das Sachanlagevermögen und immaterielle Vermögen angefallene Abschreibungen, soweit 

diese als Aufwand in der Zwischensumme aus Z 1 bis Z 7 berücksichtigt wurden 

= EBITDA 

Für die nicht den ergänzenden von Kapitalgesellschaften einzuhaltenden Bestimmungen unterliegenden 
Rechnungslegungspflichtigen im Sinne des UGB hat die Berechnung des EBITDA in sinngemäßer 
Anwendung der oben dargestellten Berechnungslogik zu erfolgen. 

Gleiches gilt für Antragsteller, die ihr Einkommen für steuerliche Zwecke nach § 4 Abs. 1 ermitteln. 

Berechnungslogik des EBITDA für Einnahmen-Ausgaben-Rechner im Sinne des § 4 Abs. 3 
Einkommensteuergesetz (EStG) 

Antragsteller, die ihr Einkommen für steuerliche Zwecke mittels des Überschusses der 
Betriebseinnahmen über die Betriebsausgaben ermitteln, haben bei der Ermittlung des EBITDA nach den 
Grundsätzen des § 4 Abs. 3 EStG vorzugehen. Vom Überschuss der Betriebseinnahmen über die 
Betriebsausgaben sind jedoch folgende Bestandteile auszunehmen und somit nicht Bestandteil des 

EBITDA: 

Abschreibungen für Abnutzung; 

Geldflüsse aus Investitionstransaktionen (mit Ausnahme des Erwerbs geringwertiger 

Wirtschaftsgüter); 

Finanzierungstransaktionen (Zinsen und Tilgung für aufgenommene Darlehen); 

Finanzinvestitionen (Zinsenzuflüsse, Dividenden, etc.); 

Ertragssteuern. 


